
Bauen auf gut erschlossenen Flächen in der Region Bern wurde in der Vergangenheit von der Bevölkerung oft 
abgelehnt. Dies führte zu Wohnungsknappheit, fehlendem Gewerberaum und zu den mittlerweile längsten 
Pendlerwegen in der ganzen Schweiz. Wie kam es dazu und was können wir als SP gegen steigende Mieten und 
zunehmenden Pendlerverkehr unternehmen?

Bis Ende der 80er-Jahre hatte die 
Spekulation der profitorientierten 
Unternehmen und Grundeigen-
tümerInnen auf dem Immobilien-
markt stark zugenommen. Mit dem 
Platzen der Immobilienblase wurde 
das Vertrauen der Bevölkerung in 
die Bauwirtschaft nachhaltig zer-
stört. Während in den 80er-Jahren 
noch rege Bauland eingezont wurde, 
lehnte die Bevölkerung dies danach 
zunehmend ab. Zum Teil wurde 
auch bereits eingezontes Land nicht 
überbaut, wie z. B. das Morillongut 
in Wabern.

Die Denkpause war nötig, um 
ein neues Bauverständnis zu ent-
wickeln. Unterdessen wurden aber 
die Pendlerwege länger, da die Woh-
nungsknappheit in Zentrumsnähe 
in peripheren Dörfern kompensiert 
wurde. Die steigende Wohnungs-
not in der Kernagglomeration und 
die starke Zunahme von volkswirt-
schaftlich teuren Einfamilienhaus-
siedlungen in der Peripherie müssen 
im Zusammenhang mit den fehlen-
den Stadterweiterungen gesehen 
werden.

Der grandiose Abstimmungs-
erfolg der Wohn-Initiative der SP in 
der Stadt Bern zeigt, wie das Ver-
trauen der Bevölkerung in Neubau-
projekte zurückgewonnen werden 
kann. Beispielsweise indem Land für 
Genossenschaften reserviert wird. 
Die Zustimmung der Bevölkerung 
zur Teilüberbauung des Viererfeldes 
wäre ohne Garantie für spekulati-
onsfreies Wohnen nicht denkbar 
gewesen. Die Wohninitiative setzt 
bei der Raumplanung an, hat jedoch 
keine direkten Auswirkungen auf 
den Immobilienbestand. Dort sind 
die Eigentumsverhältnisse entschei-
dend. So scheitert innere Verdich-
tung häufig an den komplexen Be-
sitzstrukturen. Wenn Wohnungen 
saniert werden, nutzen die Eigentü-
merInnen die Wohnungsknappheit 
aus und erhöhen die Mieten so weit 
als möglich. Und beliebte Orte, die 
nicht genügend Rendite erzielen, 
geraten unter Druck und werden 
aufgegeben. Die Markthalle war das 
beste Beispiel dafür. 

Die entscheidende Frage ist und 
bleibt: Wem gehört es? Durch den 
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Kauf von Boden und Immobilien 
durch die öffentliche Hand kann 
die Wohn-Initiative ideal ergänzt 
werden. Die Bedürfnisse der Bevöl-
kerung können in die Politik ein-
gebracht und konkret umgesetzt 
werden. Damit erhöhen wir den 
Handlungsspielraum der Politik an-
gesichts der bestehenden Abhängig-
keit vom privaten Grundbesitz. Der 
Zeitpunkt für eine intensive aktive 
Bodenpolitik ist günstig. Gemein-
den, Kantone und der Bund erhalten 
aktuell Kredite häufig zu Negativ-
zinsen. 

Die Gemeinde Köniz hat es vor-
gemacht. Der Rahmenkredit für den 
Erwerb von Liegenschaften wurde 
im Februar 2016 um 25 Millionen 
aufgestockt. Die Zustimmung beim 
Urnengang betrug über 67 Prozent. 
Das Anliegen ist nicht nur sinnvoll, 
sondern wie die Wohninitiative äus-
serst populär. Insbesondere Areale 
von grossem öffentlichen Interesse, 
wie das Gaswerkareal in der Stadt 
Bern, müssen zwingend gekauft 
werden, um sie für alle statt für  
wenige zu entwickeln. 

Fabian Bauer, 
Co-Präsident SP Bern Süd
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Die Gemeindepräsidiums-Kandidaten 
der SP in der Region Bern
Diesen Herbst tritt die SP in verschiedenen Gemeinden der Region zu den Gemeindepräsidiums-Wahlen an.  
Ursula Wyss, die für das Amt der Stadtpräsidentin von Bern kandidiert, war in der Mai-Ausgabe bereits  
mit Regiolinks im Gespräch. Im Folgenden stellen sich die SP-Kandidaten für die Gemeindepräsidien von  
Münchenbuchsee, Urtenen-Schönbühl und Worb vor.

Münchenbuchsee

FRED GERBER
1953, Baufachmann, dipl. Gemeindepolitiker

Ich bin sportbegeistert, fotografiere und rei-
se sehr gerne. Nach acht Jahren im Grossen 
Gemeinderat, davon ein Jahr als Präsident, 
und fünf Jahre als Gemeinderat und Departe-
mentsvorsteher Hochbau würde ich die Her-
ausforderung als Gemeindepräsident gerne 
annehmen, um die bevorstehenden Projekte 
wie innere Verdichtung, Energieleitbild und 
Ortsplanrevision begleiten und vorantreiben 
zu können. 

Es wäre mir ein Anliegen, in München-
buchsee mehr bezahlbare Wohnungen für 
Familien, Alleinerziehende und Senioren zu 
ermöglichen. Im Hinblick auf die Demografie 
müssten diese auch hindernisfrei und alters-
gerecht gebaut werden.

www.sp-buchsi.ch
Wahltermin 27. November 2016

Urtenen-Schönbühl 

HEINZ NUSSBAUM
1964, dipl. Steuerexperte

Meine Freizeit verbringe ich gerne in der Na-
tur zusammen mit meiner Familie und unse-
ren Tieren (Hund, Pony und Pferd). Zudem 
engagiere ich mich seit meiner Jugendzeit in 
verschiedenen Vereinen und Behörden. Seit 
2010 bin ich als Gemeinderat für Soziales und 
Gesundheit zuständig.

Mit tragbaren und nachhaltigen Lösungen 
gemeinsam unsere Zukunft gestalten! Für 
dieses Ziel übernehme ich gerne Verantwor-
tung. Deshalb kandidiere ich für das Amt des 
Gemeinderatspräsidenten. Die folgenden An-
liegen und Werte sind mir wichtig:
• familienergänzende Kinderbetreuung, Fa-

milie und eine gut funktionierende Dorfge-
meinschaft

• eine hohe Wohn- und Lebensqualität, ein 
leistungsfähiger öffentlicher Verkehr und 
eine nachhaltige Entwicklung

• eine menschliche, vernetzte, team- und lö-
sungsorientierte Arbeit

• eine wirkungsvolle Sozialpolitik verbun-
den mit fortschrittlichen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen.

www.sp-urtenen.ch
Wahltermin 27. November 2016

Worb

CHRISTOPH MOSER
1961, Musikschulleiter

Jetzt Schub für Worb! Es ist an der Zeit, dass 
Worb wieder geführt wird. Als Gemeindeprä-
sident von Bangerten, Enggistein, Richigen, 
Ried, Rüfenacht, Vielbringen, Wattenwil und 
Worb will ich die Herausforderungen anpa-
cken, nicht aussitzen. Meine drei Kernthe-
men:
• strategische Führung und zügige Umset-

zung von Projekten: z.B. jährlicher Infor-
mationsaustausch mit der Bevölkerung; 
Dependance der Gemeindeverwaltung in 
Rüfenacht.

• gemeinsame Entwicklung unseres Le-
bensraums und Wirtschaftsstandorts: z. B. 
Ortsplanung mit den Betroffenen; bezahl-
barer Wohnraum für alle; Rundkurs Orts-
bus.

• ausgeglichener Finanzhaushalt.

Es ist wirklich an der Zeit, dass wir Worb ge-
meinsam voranbringen.

www.moserchristoph.ch
Wahltermin 27. November 2016



Die Berner Reitschule schloss zwischen dem 9. Juli und dem 4. August ihre Türen. Die temporäre Schliessung 
war ein Protest gegen diverse soziale Missstände, welche nach Meinung des Betreiberkollektivs stadt-
politisch provoziert sind und vor die Reitschule verlagert werden. Die genannten Probleme sind real, er-
forderlich ist jetzt aber eine politische Strategie, um diese zu bekämpfen.

In ihrer Medienmitteilung vom  
9. Juli schreibt die Reitschule, dass 
sich der Vorplatz «[...] nicht zuletzt 
als Konsequenz der verfehlten Ju-
gend-, Nachtleben-, Sicherheits-, 
Drogen- und Asylpolitik der Stadt 
Bern, des Kantons und des Bundes, 
zum Kristallisationspunkt gesell-
schaftlicher Probleme entwickelt 
[...]» habe. Am 4. August öffnete die 
Halle schliesslich wieder ihre Tore. 
Gleichzeitig wurden nun zum einen 
Massnahmen angekündigt, welche 
die Reitschule von sich aus ergreifen 
will, wie etwa die verstärkte Prä-
senz von ReitschülerInnen auf dem 
Vorplatz. Zum anderen wurden For-
derungen an die städtische Politik 
gerichtet. Kurz zusammengefasst 
beinhalten diese die Einrichtung ei-
ner zweiten Drogenanlaufstelle, die 
Schaffung von mehr Freiräumen so-
wie eine Ombudsstelle für die Zäh-
mung polizeilicher Repression gegen 
Jugendliche und Randständige. 

Eine Insel im Kapitalismus?
Die angesprochenen Probleme spie-
geln aber auch Widersprüche wider, 
in denen sich die Reitschule als al-
ternatives Kulturzentrum selbst be-
wegt: primär ist es der Widerspruch, 

eine Insel alternativer Kultur- und 
Wirtschaftsformen innerhalb kapi-
talistischer Verhältnisse zu sein.

Die angesprochenen Missstän-
de gehören aber zum Kapitalismus 
wie der Hopfen zum Malz. Solange 
Boden, Miet- und Wohnraum als 
Waren gehandelt werden, wird die 
Aufwertung der Innenstadt zur ste-
rilen Shopping- und Ausgangsmeile 
das Stadtbild prägen. Ebenso ist die 
Verdrängung von Menschen, welche 
nicht in dieses sterile Stadtbild hin-
einpassen, eine Begleiterscheinung 
dieser Phänomene. Mit dem An-
spruch, Freiraum zu sein, bietet die 
Reitschule folglich eine Art Refugi-
um für junge Menschen, Randstän-
dige und die Drogenszene, wodurch 
auch die damit in Verbindung ste-
henden Probleme auf den Vorplatz 
verlagert werden.

Natürlich verteidigen wir ent-
schlossen Projekte wie die Reitschu-
le, die ein nach Profitlogik organi-
siertes Stadtleben hinterfragen und 
versuchen, aus dieser Logik auszu-
brechen. Allerdings kann auf lange 
Sicht nicht so etwas wie eine Insel im 
Kapitalismus existieren. Entweder 
erfolgt eine Wiedereingliederung 
in die kapitalistische Normalität, 

oder die Reitschule wird zu einer Art 
«Stützpunkt» für eine Bewegung, 
welche die kapitalistischen Verhält-
nisse als Ganzes angreift. Dies sind 
auch die beiden Tendenzen, welche 
innerhalb der Reitschule miteinan-
der ringen.

Wie die Probleme bekämpfen?
Die Forderungen der Reitschule bil-
den fürs Erste eine Reihe von relativ 
konkreten Anliegen, hinter die sich 
eine Bewegung stellen könnte. Un-
ter bewusster politischer Führung 
müsste das Reitschul-Kollektiv nun 
mit Demonstrationen und Kampag-
nen Druck auf die Stadt ausüben, um 
diese zur Ergreifung entsprechender 
Massnahmen zu zwingen. 

Der Grund, warum die Reitschule 
nicht von aussen geschlossen wer-
den kann, liegt in ihrer Verankerung 
in der Berner Jugend und der ent-
sprechende Mobilisierungsfähigkeit. 
Auf dieses Potential müsste auch in 
der jetzigen Situation erneut zurück-
gegriffen werden. Nur so kann die 
Reitschule fürs Erste bestehen blei-
ben und gleichzeitig auch den Kampf 
für eine andere Stadt und gegen den 
Kapitalismus als Ganzes auf neue 
Schichten der Jugend ausweiten.

Die Reitschule öffnet
wieder – die Probleme bleiben

Julian Scherler,  
JUSO Stadt Bern
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ARBEITSGRUPPE REGIONALE ZUSAMMENARBEIT

Gemeindeübergreifende  
Diskussionen und Projekte
Vor rund drei Jahren trafen sich SP-Parlamentsmitglieder aus Bern, Köniz und Ostermundigen erstmals mit 
dem Ziel, gemeinsame Themen zu diskutieren und entsprechende parlamentarische Vorstösse auszuarbeiten. 
Mittlerweile nehmen auch Parlamentsmitglieder aus Muri und Zollikofen an den Besprechungen teil; somit 
sind sämtliche Parlamentsgemeinden der Region Bern in der Arbeitsgruppe vertreten.

Die gemeindeübergreifenden Dis-
kussionen der Arbeitsgruppe werden 
auch für die Mitglieder der beteiligten 
Sektionen sichtbar: Jedes Jahr findet 
in einer anderen Gemeinde eine ge-
meinsame Delegiertenversammlung 
statt. An gut besuchten Veranstaltun-
gen wurden bisher die Themen «Tram 
Region Bern», «Gemeindefusionen» 
und «Asylpolitik» diskutiert.

Hier nun ein Überblick über eine Aus-
wahl von gemeinsam erarbeiteten 
Vorstössen sowie der Stand von deren 
Behandlung in den Parlamenten:
Kernregion Bern: Gemeinsame 
 Entwicklung an die Hand nehmen
Mit einem Postulat wird verlangt, 
dass der Gemeinderat mit den be-
nachbarten Gemeinden Kontakt 
aufnimmt, um eine gemeinsame 
«Resonanzgruppe Kernregion Bern» 
einzurichten. Die Resonanzgruppe 
soll sich aus Vertretungen der betei-
ligten Behörden zusammensetzen 
und gemeinschaftlich Ziele und Vor-
stellungen für die Entwicklung der 
Kernregion Bern entwickeln. Sie soll 
gemeinsame Projekte anstossen und 
eine Plattform bilden für urbane In-
teressen und eine gemeindeübergrei-
fende Zusammenarbeit.
Aktueller Stand:
• Bern: Das Postulat wurde im No-

vember 2015 eingereicht; die Be-
handlung im Stadtrat ist voraus-
sichtlich Ende 2016.

• Muri-Gümligen: Der Vorstoss ist 
auf Antrag der SP von der Regio-
nalkommission eingereicht und im 
Juni 2016 vom Parlament deutlich 
angenommen worden.

• Ostermundigen: Der Vorstoss ist 
als SP-Postulat eingereicht und am 
25. August 2016 vom Parlament mit 
14:8 Stimmen für erheblich erklärt 
worden.

• Köniz: Der Vorstoss ist als Postulat 
eingereicht worden; die Behand-
lung erfolgt voraussichtlich im No-
vember 2016.

• Zollikofen: Die SP-Fraktion beur-
teilt die Chancen des Vorstosses als 
gering; bei Erfolgen in den andern 
Gemeinden will die Fraktion nach-
stossen. In der Zwischenzeit haben 
die Grünen einen ähnlichen Vor-
stoss eingereicht.

Koordination im öffentlichen 
 Beschaffungswesen
Mit einem Postulat wird verlangt, dass 
der Gemeinderat prüft, mit welchen 
Massnahmen öffentliche Beschaffun-
gen mit den Nachbargemeinden opti-
mal koordiniert werden können (z. B. 
mit einem Koordinationstool).
Aktueller Stand:
• Bern: Das Postulat wurde im Sep-

tember 2015 eingereicht, die Be-
handlung ist voraussichtlich im 
Herbst 2016.

• Köniz: Das Postulat wurde im Juni 
2015 eingereicht und im Februar 
2016 für erheblich erklärt.

• Muri-Gümligen: Das eingereichte 
Postulat wurde im November 2015 
im GGR behandelt, an den GR über-
wiesen und gleichzeitig als erledigt 
abgeschrieben.

• Ostermundigen: Das SP-Postulat 

wurde im März 2016 vom Parla-
ment für erheblich erklärt.

• Zollikofen: Es ist ein Vorstoss vor-
gesehen, falls die Postulate in den 
anderen Gemeinden Erfolg haben.

 
Ausweitung des Veloverleih systems 
der Stadt Bern
Bern plant die Einführung eines Velo-
verleihsystems; es wäre sinnvoll, das 
System im gleichen Zug auf die Nach-
bargemeinden auszudehnen.
Aktueller Stand:
• Köniz: Die Motion wurde einge-

reicht und vom Parlament im No-
vember 2015 für erheblich erklärt. 

• Ostermundigen: Die Motion wurde 
im Frühjahr 2016 eingereicht, die 
Behandlung ist im Herbst 2016.

• Muri-Gümligen, Zollikofen: Zur-
zeit sind keine Vorstösse vorgese-
hen; beide Fraktionen sind generell 
an Austausch über Verkehrsfragen 
interessiert.

Über konkrete Schritte der Gemein-
den zur Umsetzung der überwiese-
nen Vorstösse ist bisher nichts be-
kannt. Es fehlen zudem noch Stadt-
ratsbeschlüsse in Bern. Die SP bleibt 
dran.

Christian Zahler,  
SP Ostermundigen

Jedes Jahr 
findet 
in einer 
 anderen 
Gemeinde 
eine ge-
meinsame 
Versamm-
lung statt.

Das in der Stadt Bern beschlossene Veloverleihsystem soll 
auch auf die Nachbargemeinden ausgeweitet  werden.


